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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Meilensteine im Europ�ischen Gesellschaftsrecht zeichnen sich ab: Folgt der EuGH den Schlussantr�gen des Generalanwalts

Maduro in Sachen Cartesio, steht eine Liberalisierung der Wegzugsfreiheit von Gesellschaften bevor, deren Konsequenzen

Campos Nave aufzeigt. Nach dem am 25.6.2008 von der EU-Kommission vorgelegten „Small Business Act“ f�r Europas Kleine

und Mittlere Unternehmen (KMU) soll durch das neue Statut der Europ�ischen Privatgesellschaft (EPG) zuk�nftig ein und

dieselbe Rechtsform f�r ein KMU in allen Mitgliedstaaten ausreichen. Diese Erleichterung der Expansion von Unternehmen

ins Ausland wird von der Wirtschaft begr�ßt. Allerdings m�ssen die Mitgliedstaaten die EPG noch einstimmig beschließen.

Steinberger, Maul/R�hricht und Lanfermann/Richard analysieren den Entwurf demn�chst im „Betriebs-Berater“.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Haftung wegen Insolvenz einer

Gesellschaft f�r Personalentwicklung und

Qualifizierung – „Gamma“

Mit Urteil vom 28.4.2008 – II ZR 264/06 – hat der

BGH entschieden: Die als besondere Fallgruppe

der sittenwidrigen vors�tzlichen Sch�digung in

§ 826 BGB einzuordnende Existenzvernichtungs-

haftung des Gesellschafters setzt einen kompen-

sationslosen „Eingriff“ in das im Gl�ubigerinte-

resse zweckgebundene Gesellschaftsverm�gen

der GmbH voraus (BGHZ 173, 246 – Trihotel).

Dem steht ein Unterlassen hinreichender Kapital-

ausstattung i.S. einer „Unterkapitalisierung“ der

GmbH (hier: einer Besch�ftigungs- und Qualifi-

zierungsgesellschaft – sog. BQG) nicht gleich.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1405-1

unter www.betriebs-berater.de

Dazu demn�chst der Kommentar vonM�ller.

BGH: Giroverh�ltnis der beteiligten Banken

entfaltet keine Schutzwirkung zugunsten

Dritter

DererkennendeSenathatmitUrteil vom6.5.2008

– XI ZR 56/07 – die bislang von ihm offen gelas-

sene Frage, ob im bargeldlosen Zahlungsverkehr

dieVertragsverh�ltnisse zwischendenbeteiligten

Banken eine Schutzwirkung zugunsten Dritter

entfaltet, dahingehend entschieden, dass das Gi-

roverh�ltnis zwischendenbeteiligtenBankenwe-

der im �berweisungs- noch im Lastschrift- und

Scheckverkehr eine entsprechende Wirkung ent-

faltet (Aufgabe von BGHZ 69, 82, 85ff.; 96, 9, 17

undBGH,WM 1988,246,247).

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1405-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Verbraucher tr�gt Darlegungslast f�r

Vorformulierung von Vertragsklauseln

Der BGH hat mit Urteil vom 15.4.2008 – X ZR

126/06 – entschieden, dass im Falle von Ver-

tragsklauseln, die zur Verwendung in einem ein-

zelnen Verbrauchervertrag bestimmt sind, der

Verbraucher die Darlegungs- und Beweislast da-

f�r tr�gt, dass die Vertragsklauseln vorformuliert

worden sind und er infolge der Vorformulierung

keinen Einfluss auf ihren Inhalt nehmen konnte.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1405-3

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Verwerfung der Berufung wegen

Nichterreichens der Beschwer

Im Anschluss an den Senatsbeschluss vom

12.7.2004 – II ZB 3/03 – hat der BGH mit Be-

schluss vom 28.4.2008 – II ZB 27/07 – entschie-

den: Der Beschluss des Berufungsgerichts, in

dem die Berufung wegen Nichterreichens der er-

forderlichen Beschwer verworfen wird, muss

den maßgeblichen Sachverhalt, �ber den ent-

schieden wird, wiedergeben und den Streitge-

genstand und die Antr�ge der Parteien in bei-

den Instanzen erkennen lassen.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1405-4

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Geldausgleich bei Verlust vertretbarer

Sachen

Mit Urteil vom 15.5.2008 – III ZR 170/07 – hat der

BGH entschieden: Der Anspruch auf Naturalresti-

tution bei dem Verlust vertretbarer Sachen ent-

f�llt, und der Gesch�digte ist auf einen Geldaus-

gleich beschr�nkt, wenn er eine Ersatzbeschaf-

fung selbst vornimmt (hier: Neukauf von Aktien

anstelle eines unberechtigt ver�ußerten Aktien-

pakets). EsunterliegtnichtderDispositiondesGe-

sch�digten zu bestimmen, dass das Deckungsge-

sch�ft nicht zugunsten des Sch�digers wirken

solle.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1405-5

unter www.betriebs-berater.de

OLG Stuttgart: Barabfindung und bare

Zuzahlung nach Formwechsel

Mit Beschluss vom 19.3.2008 – 20 W 3/06 –

hat das OLG Stuttgart entschieden: Eine Ver�u-

ßerung von Anteilen nach Antragstellung f�hrt

auf Grund einer analogen Anwendung des

§ 265 Abs. 2 ZPO nicht zum Wegfall der An-

tragsberechtigung im Spruchstellenverfahren.

Ein Anspruch auf bare Zuzahlung nach § 196

UmwG steht nur demjenigen Anteilsinhaber zu,

der infolge eines Formwechsels eine individuel-

le Benachteiligung erleidet. Allein Ver�nderun-

gen in der rechtlichen Ausgestaltung der Mit-

gliedschaft verm�gen den Anspruch nicht aus-

zul�sen, da ihnen durch die Abfindungsrege-

lung in § 207 UmwG und die M�glichkeit, die

H�he der Abfindung �berpr�fen zu lassen, aus-

reichend Rechnung getragen ist.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1405-6

unter www.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Bundestag bereitet Weg f�r effektiven

Rechtsschutz in Europa

Der Deutsche Bundestag hat am 20.6.2008 ein

Gesetz zu besseren Durchsetzung von Forderun-

gen innerhalb der EU verabschiedet. Mit dem

„Gesetz zur Verbesserung der grenz�berschrei-

tenden Forderungsdurchsetzung und Zustel-

lung“ werden die deutschen Ausf�hrungsbe-

stimmungen f�r zwei EG-Verordnungen ge-

schaffen – der Verordnung zur Einf�hrung eines

Europ�ischen Mahnverfahrens und der Verord-

nung zur Einf�hrung eines europ�ischen Verfah-

rens f�r geringf�gige Forderungen. Neben die-

sen Ausf�hrungsvorschriften enth�lt das neue

Gesetz einige zivilprozessuale Bestimmungen

zur Vereinfachung und Beschleunigung von Zu-

stellungen in EU-Mitgliedstaaten und Nicht-Mit-

gliedstaaten.

Die Ausf�hrungsbestimmungen werden zeit-

gleich mit den jeweiligen EU-Verordnungen in

Kraft treten. Das Europ�ische Mahnverfahren gilt

ab dem 12.12.2008, das europ�ische Verfahren

f�r geringf�gige Forderungen ab dem 1.1.2009.
(Quelle: PM BMJ vom 20.6.2008)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
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